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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Katharina 
Schulze, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Gisela 
Sengl, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, Ulrich Leiner, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Claudia Stamm und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Einbürgerungen von Kosovarinnen und Kosovaren erleichtern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Praxis bei der Einbürge-
rung von Personen aus dem Kosovo so zu ändern, dass – so wie in 
anderen Ländern der Bundesrepublik auch – grundsätzlich darauf ver-
zichtet wird, dass die Betroffenen nachweisen müssen, dass sie eine 
eventuelle serbische Staatsangehörigkeit aufgegeben haben.  

 

 

Begründung: 

Immer wieder berichten Personen, die ihre Einbürgerung beantragt 
haben, dass sie von bayerischen Behörden aufgefordert werden, 
nachzuweisen, dass sie zusätzlich zu ihrer kosovarischen auch eine 
vermeintliche serbische Staatsangehörigkeit aufgegeben haben, wenn 
sie oder ihre Vorfahren aus Kosovo kommen. 

Da die Unabhängigkeit der Republik Kosovo von der Bundesrepublik 
Deutschland seit Jahren anerkannt ist, gibt es keinen Grund, der 
Rechtsauffassung Serbiens zu folgen und alle Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger Kosovos zugleich automatisch als serbische Staatsan-
gehörige zu betrachten. Insbesondere bei Personen, die selbst keiner-
lei persönliche Bindung zu Serbien oder zum Vorgängerstaat Jugo-
slawien haben, sondern beispielsweise in Deutschland geboren sind, 
führt die von bayerischen Behörden derzeit praktizierte Vorgehens-
weise zu Unverständnis.  

Es liegt im Interesse Bayerns, einbürgerungswillige Bewohnerinnen 
und Bewohner einzubürgern und nicht mit bürokratischen Schikanen 
zu konfrontieren.  

Serbische Behörden erschweren die Entlassung aus der Staatsange-
hörigkeit insbesondere Antragstellerinnen und Antragstellern aus Ko-
sovo regelmäßig ganz erheblich und in unzumutbarer Art und Weise. 
Vor allem für Personen, die während der jugoslawischen Bürgerkriege 
Angehörige verloren haben, ist es unzumutbar, von bayerischen Be-
hörden zurück- und an serbische Stellen verwiesen zu werden. 

Aus diesen Gründen haben bereits fast alle Länder der Bundesrepublik 
Deutschland ihre Verwaltungsverfahren so geändert, dass dieser Situa-
tion entsprechend bei Einbürgerungs-Antragsstellerinnen und Antrags-
stellern aus Kosovo auf den Nachweis der Rückgabe einer eventuellen 
serbischen Staatsangehörigkeit grundsätzlich verzichtet wird. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/13885 

Einbürgerungen von Kosovarinnen und Kosovaren erleichtern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Katharina Schulze 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 65. Sit-
zung am 26. Januar 2017 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen hat den Antrag in seiner 53. Sit-
zung am 7. Februar 2017 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Go-
te, Gisela Sengl, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, Ulrich Leiner, Jür-
gen Mistol, Verena Osgyan, Claudia Stamm und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/13885, 17/15482 

Einbürgerungen von Kosovarinnen und Kosovaren erleichtern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 6 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich darauf hinweisen, dass der Aus­

schuss für Bundes­ und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in sei­

ner gestrigen Sitzung die unter Nummer 1 bis 3 aufgeführten Subsidiaritätsangelegen­

heiten betreffend die Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen sowie die Gründung einer Agentur der Europäischen Union 

für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden und betreffend die Durch­

setzung der Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt und der Änderung der 

Richtlinie über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt­Informati­

onssystems beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundes­

rat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und diese weiter dazu aufzufordern, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die 

Drucksachen 17/15503 bis einschließlich 17/15505. Das Abstimmungsverhalten der 

Fraktionen können Sie der aufgelegten Liste entnehmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla­

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 

Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der 

SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. 

Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthal­

tungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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